
3. Liegt ein Verstoß gegen Art. 6 „Wöchentliche Höchstarbeits­
zeit“ der Richtlinie 2003/88/EG vor, wenn der Förster trotz 
einer einzelarbeitsvertraglich festgelegten Höchstarbeitszeit 
von 8 Stunden täglich und 40 Stunden wöchentlich auf­
grund einer gesetzlichen Verpflichtung in Wirklichkeit 
ohne zeitliche Beschränkung die Aufsicht über das von 
ihm verwaltete Forstrevier gewährleisten muss? 

4. Bei Bejahung von Frage 1: Ist der Arbeitgeber zur Zahlung 
des Gehalts oder eines diesem entsprechenden Betrags für 
die Zeit, in der der Förster die Forstaufsicht zu gewährleisten 
hat, verpflichtet? 

5. Bei Verneinung von Frage 1: Welche rechtliche Regelung gilt 
für die Zeit, in der ein Förster für die Aufsicht über den von 
ihm verwalteten Forst verantwortlich ist? 

( 1 ) ABl. L 299, S. 9. 
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Vorlagefrage 

1. Sind die Art. 3, 5 Abs. 2, 6 und 7 der Richtlinie 
2003/10/EG ( 1 ) dahin auszulegen, dass ein Unternehmen, 
in dem der Tages-Lärmexpositionspegel, dem seine Arbeit­
nehmer ausgesetzt sind (ohne Berücksichtigung der Wirkun­
gen von Gehörschutz), über 85 dbA liegt, seinen in der 

Richtlinie festgelegten Schutzpflichten im Zusammenhang 
mit den materiellen Arbeitsbedingungen nachkommt, 
wenn es seinen Arbeitnehmern Gehörschutz zur Verfügung 
stellt, dessen dämmende Wirkung die Tages-Lärmexposition 
der Arbeitnehmer auf weniger als 80 dbA verringert? 

2. Ist Art. 5 Abs. 2 der 2003/10/EG dahin auszulegen, dass 
mit dem „Programm mit technischen und/oder organisato­
rischen Maßnahmen“, das ein Unternehmen ausarbeiten 
muss, in dem der Tages-Lärmexpositionspegel, dem seine 
Arbeitnehmer ausgesetzt sind (ohne Berücksichtigung der 
Wirkungen von Gehörschutz), über 85 dbA liegt, das Ziel 
verfolgt wird, den Lärmexpositionspegel auf unter 85 dbA 
zu verringern? 

3. Bei Verneinung der ersten Frage: Ist die Richtlinie 
2003/10/EG dahin auszulegen, dass sie einer Vorschrift 
oder einer nationalen Gerichtspraxis entgegensteht, die ein 
Unternehmen von seiner grundsätzlich bestehenden Ver­
pflichtung zur Zahlung eines Zuschlags an Arbeitnehmer, 
die einem Tages-Lärmexpositionspegel von über 85 dbA 
ausgesetzt sind, freistellt, weil es ihnen Gehörschutz zur 
Verfügung stellt, dessen dämmende Wirkung dazu führt, 
dass der Tages-Lärmexpositionspegel unter 80 dbA liegt? 

( 1 ) Richtlinie 2003/10/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 6. Februar 2003 über Mindestvorschriften zum Schutz von 
Sicherheit und Gesundheit der Arbeitnehmer vor der Gefährdung 
durch physikalische Einwirkungen (Lärm) (17. Einzelrichtlinie im 
Sinne des Artikels 16 Absatz 1 der Richtlinie 89/391/EWG) ABl. 
L 42, S. 38 
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